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Zusatzvertrag Deutschland - Österreich 
über Kriegsopferversorgung 
und Beschäftigung Schwerbeschädigter 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung) 


A. Problem 

Bei der Durchführung des Vertrages vom 7. Mai 1963 hat sich 
ergeben, daß insbesondere die Anwendung des Vertrages auf 
weitere Personenkreise hinsichtlich der Heilbehandlung, die 
Ausstattung deutscher Beschädigter in Österreich mit bestimm- 
ten Ausweisen, die vereinfachte verfahrensrechtliche Durch- 
führung des Vertrages sowie die Behandlung vollstreckbarer 
Entscheidungen der Gerichte und Bescheide der Verwaltungs- 
behörden einer Regelung bzw. Klärung bedürften. 


B. Lösung 

Die unter A. aufgeworfenen Fragen sind in dem anliegenden 
Zusatzvertrag vom 7. Februar 1969 entsprechend geregelt 
worden. 


C. Alternativen 

Keine. Einstimmiger Ausschußbeschluß. 

D, Kosten 

Durch den Zusatzvertrag tritt eine Mehrbelastung des Bundes 
und der Länder nicht ein. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatzvertrag vom 
7. Februar 1969 zur Durchführung und Ergänzung des Vertrages 
vom 7. Mai 1963 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich über Kriegsopferversorgung und 
Beschäftigung Schwerbeschädigter 

— Drucksache Vl/275 — 


A. Bericht des Abgeordneten Mancher 


Der Gesetzentwurf ist in der 26. Bundestags- 
sitzung vom 28. Januar 1970 an den Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung überwiesen worden, der 
die Vorlage in einer Sitzung am 26. Februar 1970 
beraten hat. 

Der Zusatzvertrag vom 7. Februar 1969 erweitert 
den Grundvertrag vom 7. Mai 1963 um die Rege- 
lung einiger besonderer Fragen, die sich aus dessen 
Durchführung und aus innerstaatlichen Gesetz- 
gebungen ergeben haben. 

Artikel 1 

bringt eine Klarstellung, daß die Soldaten des öster- 
reichischen Heeres und ihre Hinterbliebenen auch 
nach Schaffung eines besonderen Heeresversor- 
gungsgesetzes in Österreich die Leistungen und 
Vergünstigungen des Vertrages wie Kriegsopfer 
erhalten. 

Artikel 2 

bezieht über die durch Artikel 1 Abs. 2 des Ver- 
trages vom 7. Mai 1963 schon erfaßten deutschen 
Soldaten und Ersatzdienstpflichtigen hinaus noch j 
diejenigen Soldaten und Ersatzdienstpflichtigen hin- 
sichtlich der Heilbehandlung ein, die auf diese Lei- 
stung wegen einer Gesundheitsstörung, die zwar 
während des Wehr- oder Ersatzdienstverhältnisses 
entstand, aber keine Folge einer Wehr- oder Ersatz- 


dienstbeschädigung ist, einen befristeten Anspruch 
besitzen (vgl. § 82 SVG). 

Artikel 3 

regelt die Heil- und Krankenbehandlung für die 
unter den Vertrag fallenden Personen, die sich vor- 
übergehend in ihrem Heimatstaat aufhalten. 

Artikel 4 

stellt die in Österreich lebenden deutschen Beschä- 
digten hinsichtlich der Erstattung des staatlichen 
Kostenanteils für die Ausstellung der besonderen 
Ausweise zur Inanspruchnahme von Fahrpreis- 
i ermäßigungen den österreichischen Kriegsbeschä- 
digten gleich. 

Artikel 5 

erleichtert zugunsten der Betroffenen das Verfahren 
zur Stellung von Anträgen, Abgabe von Erklärun- 
gen und Einlegung von Rechtsbehelfen. 

I 

Artikel 6 

[ sichert die Vollstreckung von Bescheiden der Ver- 
waltungsbehörden und Entscheidungen der Gerichte 
im anderen Vertragsstaat. 
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Artikel 7, 8 und 9 

regeln die Gültigkeitsdauer und das Inkrafttreten 
des Zusatzvertrages sowie dessen Geltung im Land 
Berlin. 

Das Zustimmungsgesetz enthält neben dem Aus- 
spruch dieser Zustimmung (Artikel 1) in den Arti- 
keln 2 und 3 die erforderlichen innerstaatlichen Zu- 


ständigkeitsregelungen. Außerdem bestimmt es in 
Artikel 4, daß die in den österreichischen Gemein- 
den Jungholz und Mittelberg des Kleinen Walser- 
tals lebenden deutschen Kriegsopfer Versorgung 
wie Berechtigte im Bundesgebiet erhalten, 

Artikel 5 und 6 enthalten die Berlin-Klausel und 
I Vorschriften über das Inkrafttreten des Zusatzver- 
i träges. 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/275 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 26. Februar 1970 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Mancher 

Vorsitzender Berichterstatter 
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